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Keueſte Tagesnachrichten
x Im Unterfuchungsausſchuß äußerte ſich Graf
Hernſtorff ausführlich über die Stimmung in Amerika
gegen Deutſchland, beſ onders unter dem Einfluß der ſeiner-
Litgen „Verſchwörungen“ und die Abberufung der mili

riſchen Attachees.

x Nit den Polen iſt ein proviſoriſches Wirtſchafts
bkommen auf Kartoffel und Mineralsbl-
lieferungen abgeſchloſſen worden.

n. r

Wie der „Telegraph“ meldet, iſt Prinz Auguſt Wil
helm in Amerongen eingetroffen.

x Als Nachfolger des Reichsgerichtspräſidenten
Frhrn. von Seckendorff, der am 1. Januar in den

Ruheſtand tritt, iſt der frühere Staatsſekretär des Reichsjuſtiz-
amtes, Dr. Paul von Krauſe, in Ausſicht genommen.

ids 7. h
ſdfreundh
Hans Porstig

Otto an.

x Rillem a
Die Vorgänge in Braunſchweig während der letzten

Loge haben die amtlichen Stellen veranlaßt, den Poligzeipräſi-

ins Pory cta da ht denten Tappe ſeines Amtes zu entheben. Sein Nachfolger

n. iſt Kreisdirektor Hofmeiſter-Holzininden.
e 5a

Die Nordweſtarmee beſtätigt die Ginnahme
von Zarskoje Sſelo und Pawlows.k. Jn Peters-

burg wütet der Terror. Die Bolſchewiſten erſtickten rückſichts-96 In les gegneriſche Aufruhrverſuche. Vor Petersburg dauere der
bolſchewiſtiſche Widerſtand an. Von Moskau ſeien mehrere Re

mn gimenter Verſtärkung eingetroffen.
deide. gelit
pa J echt x Die Litauer haben gegen die zurückkehrendenler deutſchen Truppen des Generals Eberhardt das
hasen Feuer eröffnet.
-Normal.
zhemüen, Die franzöſiſche Gendarmerie verhaftete in den Loth-

ringer Jnduſtrieorten Rombach und Hegendingen wegen
II Se deutſcher Propaganda“ über 100 Perſonen.

Nach einer Mitteilung der Zentralſtelle für Kriegs und
M kigefangene ſind zwiſchen dem 18. und 21. Oktober 10 089

Okt! deutſche Gefangene aus England zurückgekehrt.
Ende 11 Uhl c J e j]n-=„JScccchy)vyc3noyvccgccccccchcchh 7

non tRani. Der Dank der Litauer
Angriffe auf den deutſchen Rückzug

e e Berlin, 22. Oktober.FDnv, Die Verhandlungen zwiſchen General Eberhardt und den
M Litauern hatten zunächſt inſofern zu einer gewiſſen Entſpan

limarkh). nung geführt, als die litauiſche Regierung ihren Truppen den
I unkles Befehl erteilte, nicht weiter gegen die Bahnlinie Radztiwilliſchki

bür Laugszargen vorzurücken. Die Truppen haben ſich jedoch ann Ige c dieſen Befehl nicht gehaſten, ſondern ſtehen bereits in unmittel-
1ass gen M barer Nähe dieſer einzigen für den deutſchen Rücktransport in

n n M àSetracht kommenden Bahnlinie. General Eberhardt hat infolge-
1phons u deſſen Eiſenbahnſicherungen vorgeſchickt, und zwar zunächſt Parla
echt mentäre, welche mit den litauiſchen Truppen verhandeln ſollten.
ehe Trotzdem haben die Litauer das Feuer eröffnet, wobxi ſogar

I ſie Artillerie in Aktion trat. Es iſt bereits mehrfach zu blutigen
Zuſammenſtößen gekommen. Genauere Einzelheiten über die

OSerraton Kämpfe fehlen bislang noch.
trasse Unter dieſen Umſtänden wirkt es außerordentlich ſeltſam,
v. 18.27.06 daß Herr Erzberger noch in jüngſter Zeit durch verſchiedene

ihm naheſtehende Korreſpondengen die Deutſchfreundlichkeit der
Litauer betonen ließ.

des Unterrieht

n 28. Okt. I
ungen ab

PFerien an 2 2..2e Eine ukrainiſche Note
S Von unſerem h. -Sonderberichterſtatter.)bat Verlin, 22. Oktober.feſtunden Einer Jnformation der „Voſſiſchen Zeitung zufolge hat
er get die ukrainiſche Regierung durch ihre Berliner Ge

ſandtſchaft im Auswärtigen Amte eine Note überreichen laſſen,
in der ſie um beſchleunigte Heimſendung der noch
in Deutſchland befindlichen 50 000 ukrainiſchen Kriegs-

ſtsſtelle d.

zefangenen erſucht. Sie erſucht ferner, die in den
a vkrainiſchen Kriegsgefangenenlagern zutage getretenen Miß-
m einer an dände möglichſt ſchnell zu beſeitigen.

staur an
Der Krieg gegen die Sowjets

Finnland unentſchloſſen.
Helſingfors, 22. Oktober.

Die finniſche Regierung hat die Randſtaaten benachrichtigt,
Finnland an den Friedensverhandlungen des Räterußlands

re teilnehme. Die Regierung het auf die Plenarbergtung
n Reichstags über die Teilnahme Finnlands an der Be

G der Bolſchewiſten vorläufig verzichtet, nachdem dieu eſprechung der Parteiführer keine ſichere Mehrheit für das
ausſre Unternehmen ergeben hatte.

m. 3 n Helſingfors, 21. Oktober.Die ruſſiſche Vordweſtarmee machte an der Küſte
wich ritte traf aber bei Pulkowo füdlich Petersburgwonget, auf ſtarken bolſchewiſtiſchen Widerſtand. Judenitſch zieht Ver

r kungen an Artillerie nach. Die Bolſchewiſten organiſieren
ne ernſthafte Verteidigung. Aus Krasnaja Gorka machten
e einen heftigen Ausfall Zwiſchen Pleskau und Luga hat

u. r neuer Vorſtoß der weißen Armee begonnen. In Richtung
xu ba Vawlewsl wurden kleinere Fortſchritte erzielt

Uferloſes Fragen der Beiſitzer
Die „Verſchwörungen“

Der zweite Unterausſchuß des Parlamentariſchen Aus
ſchuſſes ſetzte, wie wir ſchon kurz in unſever geſtrigen Abendaus
abe mitteillen, am Mittwoch die Verhandlungen fort. Am

Zeugentiſche hatte neben dem früheren Reichskanzler Bethmann
Hollweg und dem Vizekanzler a D. Helfferich auch der frühere
Staatsſekretär des Auswärtigen Zimmermann Platz genommen.
Unter den zahlreichen Abgeordneten bemerkt man auch den Prä
ſidenten der Nationalverſammlung, Fehrenbach

Der Vorſitzende, Abg. Warmuth, eröffnete die Sitzung
um 10 Uhr und ſtellte feſt, daß in der Preſſe Klagen über die
Unzulänglichkeit des Raumes erhoben worden ſind. Dieſe
Klagen ſind durchaus zutreffend. Es beſteht die Ausſicht, daß die
nächſte Sitzung des Ausſchuſſes im Herrenhausſagle ten
werden kann. Wenn ein Blatt dem Präſidenten Fehrenbach die
Abſicht unterſtellte, er habe eine möglichſt große Oeffentlichkeit
bei den Verhandlungen verhindern wollen, ſo ſei das durchaus
unrichtig; er müſſe das zurückweifen.

Darauf wird in die Verhandlungen eingetreen. Die
eſert des Grafen Bernſtorff wird fortgeſetzt.

Abg. Dr. Quarck (Mehrheitsſoz.): Der Zeuge hat ſtern
Aeußerungen getan, wonach in der kritiſchen Periode 1916 Wilſon
erklärt habe, er könne England nicht zwingen, den völkerrecht-
lichen Normen zu gehorchen, weil Wilſon micht die amerikani
ſchen Handelsbeziehungen mit England ſtören dürfe. Jch halbe
dieſen Punkt für außerordentlich wichtig zur Beur-
teilung der Wilſonſchen Politik und bithe um nähere Auskunft
über dieſe Gebundenhett.

Graf Bernſtorff:
Von dem Tage der Verſenkung der „Luſitanig“ an bis zur

Verſenkung der „Suſſex“ und unſerer nachherigen Einigung iſt
in Amerika niemals ein Augenblick geweſen, in dem keine
Sarg e e Kontvroverſe beſtand. n dem e

Ja vom 7. Mai 1915 bis zum 4. Mai 1916, folggbe e
deutſch amerikaniſche Kontroverſe der anderer Jedesmal, wenn
wir glaubten, irgend etwas erhalten zu haben geſchah wieder
eine Verſenkung oder eine Verſchärfung oder ein anderer Vor
fall trat ein, der alle Ve handlungen in Amerika illuſoriſch
machte. Wähvend dieſer Zeit hatte ſich der geſomte amerikaniſche
Handel auf die Entente eingeſtellt; die Ausfuhr nach den
Enenteländern war ſo groß, daß eine Lieferung nach Deutſch
land nur ein Tropfen auf den heißen Stein geweſen wäre. Die
amerikaniſchen Handelskreiſe hatten durchweg ein Jntereſſe
davan, ihren Handel mit der Entente aufrecht zu erhalten.
Wenn alſo Wilſon ſo vorgegangen wäre, daß er dieſen Handel
geſtört hätte, dann würde er die öffentliche Meinung in Amerika
gegen ſich gehabt haben. Wilſon hat auch immer abgelehnt,
die bewaffneten Handelsſchiffe aus den amerikaniſchen Häfen
fernzuhalten, weil er damit den amerikaniſchen Handel lahm-
gelegt hätte, da es eine anderen Handelsſchiffe für die Amri-
kaner gab.

Geheimrat Schäfer: Am 5. April 1961 hat ſich der Reicheé
kanzler zum erſten Male im Reichstage über die Kriegsziele
ausgeſprochen und erklärt, Belgien ſolle nicht wieder ein ll
werk in der Hand der Feinde werden. Dr. Spahn erläuterte das
dahin, daß Belgien politiſch, militäriſch und wirtſchaftlich in
unſerer Hand bleiben müſſe. Das war in derſelben Zeit, als der
UBootkrieg in verſchärfter Form ſich vollzog. Wie ſtellten ſich
die amerikaniſchen politiſchen Autoritäten zu
dieſen deutſchen Forderungen

Pwofeſſor Dr. Hoetzſch: Graf Bernſtorff iſt alſo der An
ſicht, daß die Verſchiebung der wirtſchaftlichen Jntereſſen Ameri-
kas nach England hin im Juli 1916 bereits ſo ſtark war, daß
Wilſon nicht in der Lage war, gegen die öffentliche Meinung
aufzutveten.

Graf Berſtorff: Jawohl. Während des gangen Krieges hat
die belgiſche Frage

die Amerikaner am meiſten inteveſſiert. Gerade wegen Belgien
iſt die öffentliche Meinung in Amerika in erſter Linie gegen
uns aufgebracht geweſen. Bis zur „Luſthania“ war überhaupt in
der ganzen antideutſchen Propaganda in Amerika eigentlich von
nichts anderem die Rede als von Belgien. Jch zweifle nicht, daß
man bei der Friedensvermiktlung unter allen Umſtänden die
volle Wiederherſtellung Belgiens verlangt hätte. und daß man
ohne dieſe Erfüllung nicht über den Frieden verhandelt hätte.

Vorſ. Warmuth: Es iſt eine ganze Reihe von Jnſtruktionen
über die belgiſche Frage an Sie ergangen. Es wurde Jhnen
nahegelegt, dahin zu wirken daß Wilſon überzeugt ſein könne,
daß wir von einer Annexion Belgiens nichts wiſſen wollten.
Glauben Sie, daß Wilſon das genügt hätte, wenn Sie es ihm
ſo vorgetragen hätten, oder hätte er poſitiv verlangt, daß eine
Wiederherſtellung erfolgen ſollte

Graf Bernſtorff: Wenn wir erklärt hätten. daß wir Bel
ien nicht annektieren wollten, ſo würde das Wilſon für den Be
ginn ſeiner Friedensver handlungen als genügend betrachtet

aben.
Abg. Dr. Schücking: Durch welche Ereigniſſe, abgeſehen von

der Ausübung des unbeſchränktenm U-Bootkrieges und von der
Deportation der Belgier, iſt die amerikaniſche Stimmung gegen
uns breinflußt, ſo daß das amerikaniſche Volk die Shmpathien
für die Friedensvermittlung verlor

Graf Bernſtorff: Es handelt ſich da um die ſogenannden
deutſchen Verſchwörungen in den Lereinigten

Staaten.
Von der feindlichen Propaganda wurde behauptet, daß von deut
ſcher Seite Verſchwörungen in Amerika veranſtaltet worden
ſind, die ſich nicht im Einklang befänden mit den amerikaniſchen
ei aehn n Sog.): Welcher Art waren ſie

Graf Bernſtorffs weitere Ausſag en
Was Bernſtorff alles wiſſen ſoll

Lanſing zu unferen Bedingungen
Graf Bernſtorff: Nach meiner Auffaſſung hat es Verſchwö-

vungen nicht gegeben. Jey ſtehe auf dim Standpunkt, daß irgend
etwas, was zu dem Ausdruck Verſchwörungen berechtigt, nie-
mals tanden hat. Es ſind nur einzelne Handlungen vorge
kommen, die tatſächlich mit den Geſetzen der Vereinigten Staaten
nicht in Einklang zu bringen warep, mit denenwir aber niemals etwas zu tun gehabt hen

Abg. Dr. Schücking (Dem.): Stellen dieſe Vorfälle gemeine
Verbrechen mit politiſchen Motiven dar, wie Brandſtiftung uſw.

Graf Bernſtorff: Die Verurteilung in ſämtlichen Fällen er-
folgte, nachdem ich die Vereinigten Staaten verlaſſen hatte, es
handelte ſich da um die beiden deutſchen Konſuln und
um Herrn Rinteln. Jch weiß nicht, inwieweit dieſe Herren
überführt worden ſind oder nicht. Jch weiß allerdings, daß
ſeitens einiger dieſer Herren

Sabotage
getrieben worden ſein ſoll.

Abg. Cohn (U. Soz.): Es iſt von den Amerikanern behauptet
worden, daß die Militär- oder Marinebevollmächtigten an dieſen
oder anderen Akten gleicher Art beteiligt waren.

Graf Bernſtorff: Die Behauptung kann ich beſtätige n.
Der Marine und Militärattachee mußte auf Grund ſolcher An
gaben abberufen werden. Es iſt geſagt worden, die Herren ſeien
durch die Tätigkeit ſolcher Agenten kompromittiert worden.

Abg. Cohn (U. Soz.): Was für Agentn
Graf Bernſtorff: Jn NewYork erſchien eines Tages Kapf

tänleutnant Rinteln bei mir im Hotel. Jch fragte
ihn nach dem Grunde ſeines Beſuches, worauf er antwortete
das dürfe er mir nicht ſagen. Jch habe mich daraufhin mit ihm
nicht weiter abgegeben und in Berlin ſeinetwegen angefragt-
Eine Antwort habe ich nicht erhalten. Später erbat er in
Waſhington meine Hilfe, indem er ſich auf das Kriegsminiſte-
rium berief. Auch da erwiderte ich, ich würde ele

ieren, ob das Kriegsminiſterium ihn anerkenne. Eine
rt habe ich nicht erhalten. Jch weiß nicht, ob das Tele

vamm angekommen iſt. Später iſt Rinteln auf Wunſch desMRilitar- und Marineattachees aus Amerika ab geſchoben
worden; er wurde in England verhaftet. Gr hat ſich da als
Agent der deutſchen Regierung ausgegeben. Darauf habe ich
nochmals nach Berlin telegraphiert und ein Telegramm erhalten,
unhberzeichnet v. Ja gow, in welchem geſagt wurde, ich könnedie Agentſchaft Rintelns kategoriſch dementieren, wir hätten
nicht irgend etwas mit ihm zu tun.

Abg. Gothein: Jſt dieſer Sabotageakt nur auf deutſches
Eigentum, Schiffe uſw. zu beziehen oder auch auf amerikani-
ſches, wie Munitionsfabriken? Jſt es möglich, daß trotzdem von
militäriſcher Seite eine Anweiſung an dieſen Agenten gegeben
worden iſt, wie wir es zum Beiſpiel in Norwegen erlebt haben

Graf Bernſtorff: IJch kenne auch heute noch nicht die Auf
träge Rintelns. Zur Sabotagefrage kann ich ſagen, ich weiß
heule noch nicht, ob eine ſolche von Deutſchen wirklich verübr
worden iſt. Jn Amerifa iſt allerdings behauptet worden, daß
auf Handelsſchiffen aller Nationen Bombengelegt und Munitionsfabriken in die Luftgeſprengt worden ſeien. Unter meinem Eide kann ich
ſagen, daß ich nicht weiß, ob ſolche Fälle jemals vorge
kommen ſind.

Vorſ. Warmuth: Und daß die deutſche Regierung, das Aus
wärtige Amt hinter dieſer Satotdage geſtanden hat

Graf Bernſtorff: Das Auswärtige Amt ſicher nicht.
Abg Sinsheimer: Jſt Jhnen bekannt, ob dieſe Agenten oder

Rinteln allein Geld bekommen haben und in welchem Umfang?
Graf Bernſtorff: Ueber das Verlangen der Abberufung des

Marinegattachees Boyd-Ed iſt mir nach anfänglicher Weige
rung von der amerikaniſchen Regierung geſagt worden, es hätte
ſich nachweiſen laſſen, daß Rinteln eine halbe Million
Dollar von ihm erhalten hätte.

Profeſſor Bonn: Jſt Exzellenz bekannt, daß eine amerika
niſche Unterſuchung eingeleitet worden iſt und daß ein ſehr
dicker Bericht hierüber vorliegt, der auch in einigen Exemplaven
in Deutſchland zu haben ſein ſoll

Graf Bernſtorff: Jch habe den Bericht ſelber geleſen, kann
aber nicht angeben, ob wirklich Dinge paſſiert ſind, wie ſie uns
vorgeworfen werden.

Abg. Dr. Cohn: Iſt Exzellenz bekannt, daß amerikaniſche
Zeitungen das Fakſimile von Schecks veröffentlicht haben, die
von Boy-Ed oder dem Militärattachee v. Papen für derartige
Agenten ausgeſchrieben ſein ſollen

Graf Bernſtorff: Herr v. Papen hat Amerika unter freiem
Geleit verlaſſen. Er hat ſein Scheckbuch mitgenommen, das ihm
ſpäter ab genommen wurde. Die Attachees haben vollſtändig
ſelbſtändig gehandelt, ſie müßten eventuell ſelber hier ge-
hört werden. Die Fakſimilen dürften im Februar 1916 dort er
ſchienen ſein, die Abberufung war Anfang Dezember 1915 er
folgt, Januar 1916 wurde v. Paher n England verhaftet

Abg. Dr. Cohn: Wie ſteht es mit der Angelegenheit
der öſterreichiſch- ungariſche Arbeiter

in Amerika, die aus den Fabriken herausgenommen und nut
Gewalt vertrieben ſein ſollen?

Graf Bernſtorff: Unſere und die öſterreichiſchungariſche
Botſchaft waren durch die Blockade von Europa vollkommen ab-

ſperrt. Alles, was wir herüber ſhickten, wurde chiffriert.
ß dieſe Chiffren ſpäter bekannt wurden, lag wohl an der

großen Zahl der chiffrierten Berichte. Dieöſterreichiſch- ungariſche Botſchaft hat im September 1015 dem
amerikaniſchen Journaliſten Archibald einen Bericht mit
jegebsen, in dem er den Vorſchlag eines öſterreichi che ungariſchen
ournaliſten überreichte, der brantragte, man möge Geld her

geben, um unter den ungariſchen Arbettern in einigen wich-
tigen Betrieben Amerikas Streiks zu mere
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war nſcht chtffriert, er wurbe Archchhad in England abge
nommen. Darauf wurde die Abberufung des Botſchafters ver
langt. Als v. Papen und VoyEd abberufen wurden, mußten
zur Abwiclung ihrer Geſchäfte Herren verufen Die
militäriſchen n übernahm Herr v. Jgel. Es wurde für
dieſe Zwecke ein beſonderes Büro in NewYork errichtet. Dies
wurde eines Tages von Beamten geſtürmt, der Geldſchrank ſtand

offen und Akten lagen auf dem Tiſch. Dieſe Akten haben
e Beamten mitgenommen. Dem Verlangen, dieſe Akten an

mich zu nehmen, bin ich micht gefolgt, weil ſie keine Akten der
Botſchaft waren und ich mit den Dingen nichts zu tun hatte.

Abg. Dr. Cohn: Wie firmierte das Büro?
Graf Bernſtorff:; Jch glaube, es wurde ſortgeführt als

Büro des Milftärattachees der Votſchaft.
Abg. Dr. Cohn: Iſt das Verbrechen näher bezeichnet worden

Verletzung der Exterritorialität
Graf Bernſtorff: Ja. Es wurde aber die Theorie aufgeſtellt,

v. Jgel werde wegen Verbrechens verfolgt. Die Kontro
verſe wegen der Exterritorialität iſt niemals entſchieden worden,
da inzwiſchen die Friedensaktion einſetzte.

Abg. Dr. Cohn: Iſt das Verbrechen näher bezeichnet worden.
Graf Bernſtorff: Gs ſind die angeblich vom Militärattachee

n z e n. us f tierofeſſor Vonn: Es ſteht jedenfalls feſt, daß die ſogenannte
Verſchwörung Jhre Aufgabe jn der öffentlichen Meinung nicht
erleichtert hat. Andererſeits aber haben Sie jede Kenntnis von
dieſer „Verſchwörung“ abgeſtrikten, und das iſt Jhnen per
ſönlich auch geglaubt worderr, denn Sie haben trotz der „Ver
ſchwörung“ auch weiterhin mit Oberſt Houſe perſönlich in einem

ertrauensverhältnis geſtanden.
Graf Bernſtorff: Als Staatsſekretär Lanſing von mir die

Abberufung der beiden Herren verlangte, ſtellte ich ſofort an ihn
die Frage, ob auch ich durch die Tätigkeit dieſer beiden Herren
kompromittiert ſei. Wenn die amerikaniſche Regierung dies
glaube, würde ich ſofort meine Abberufung beantragen. Staats
rer Lanſing hat mir damals aber kategoriſch geantwortet:

ie ſind in keiner Weiſe an dieſer Angelegen-
heit beteiligt, und er würde es außerordentlich bedauern, wenn ich Waſhington
verließe, da ich mit allen wichtigen Verhältniſſen vertraut
war. Dieſe Aeußerung Lanſings hat mir Oberſt Houſe zwei
Tage ſpäter in noch ſchärferer Form wiederholt.

Abg. Gothein: Die Stellung des Militär. und Marine
attachees war alſo völlig ſelbſtändig, ſie waren dem Votſchafter
nicht untergeordnet; war das allgemein ſo? Oder nur bei der
deutſchen Botſchaft

Graf BVernſtorff: Die Siellung der Militär und Marine
gttachees war immer zweifelhaft, In allen militäriſchen
Fragen unterſtanden ſie direkt ihren Behörden, während Ve-
richte politiſcher Natur durch die Botſchaft gehen mußten.
Darauf habe ich ſtets gehalten. Während des Krieges aber
hatte ſich die Lage inſofern verſchoben, als die Attachees von
Waſhington nach NewYork überſiedelten. Ich habe demnach
auf die beiden Herren nur inſofern Einfluß gehabht, als ich
ſie hin und wieder in NewHork ſprach. Jm übrigen handelten
ſie vollkommen ſelbſtändig und waren auch nicht auf das Geld
der re ne wieſenm.

g. thein: en die Verhäbtniſſe bei den andBotſchaften ähnlich Sag f e
Graf Bernſtorff: Aehnliche Verhältniſſe herrſchten überall.

Fn meiner langjährigen diplomatiſchen Praxis habe ich mehr-
fach erlebt. daß Militärattachees zum Beiſpiel wegen Spio
nage abbeufen wurden, und niemand hat daran gedarht, nun
auch die zivile Votſchaft mit in die Sache hereinzugiehen.

Abg. Gothein: Polftiſche Berichte ſollten alſo durch die Bot-
ſchaft gehen. War bei der räumlichen Entſermrng eine Kon
afer t die m überhaupt möglich, zumal es doch

vierig tſt, zu entſcheiden, was eine volitiſche und was einemilitäriſche Sache iſt? t
Graf Bernſtorff: Eine direkte Konkrolle war natürlich nicht

möglich. Ich habe aber mit den beiden Herren ſteis in voller
Harmonie gearbeitet, und ich glaube, daß ſie ſelbſtändig

Berichte nicht abgeſchickt haben. Aber ich weiß das

Abg. Dr. Cohn: Hat das Stagtsdepartement keine Ein
wendungen gegen die Ueberſiedlung der Attachees nach New Hork
erhoben
wen Vernſtorff: Dieſe Frage ſſt niemgls aufgeworfen

Abg. Dr. Schücking: Während wir mit Amerika noch im
Frieden lebten und der Zeuge ſich in Waſhington um eine
Friedensvermittlung bemühte, führte Wilſon in einer
Botſchaft an den Kongreß Klage über verbrecheriſche Umtriebe von Deutſchen auf
amerikaniſchem Boden.

Graf Bernſtorff: Wilſon hat in der Botſchaft an den Kon
greß in der Tat von verbrrcheriſchen Umtrieben geſprochen.
Das bezog ſich aber nur auf DeutſchAmerikaner,

nicht auf Reichsdeutſche.
Ich habe dannt ſpäter im Einvernehmen mit dem Auswärtigen
Amt eine Erklärung erlaſſen, wonach ſich die in den Vereinigten

et

Nachdruck verboten.

Die beiden Hildebrand
Kriminalroman von Heinrich Tiaden.

Wahrlich dieſer Mann war unſchuldig an der Tat,
die jener ſchurkiſche Bürklin ihm vorwarf!
Doch welch ein Mittel gabs, dieſe Schuldloſigkeit
juriſtiſch feſtzuſtellen? Oswald zweifelte nicht daran, daß
Bürklin ſeine Drohung wahrmachen würde. Wie war dem
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zu begegnen. Was konnte geſchehen, eine offenbare
Schurkerei zu verhindern und ſeinen Vater vor der
Schmach einer ſolchen Anklage zu bewahren?

Er zerwühlte ſeinen Geiſt, um eine Löſung zu finden.
Doch wohin er auch blickte, er ſah furchtbare, ſtarre Hin
derniſfe ſich rings um ihn türmen. Einen Augenblick lang
nährte er den Gedanken, Laurg Bürklin trotz all ſeines
Widerwillens gegen dieſe ſchillernde Schlange zu hei
raton, um ſeinen Vater zu retten. Doch da dachte er an
ſeine Braut und da wußte er, daß dieſer Ausweg, der
den Vater rettete, ihr, der Süßen, Reinen, Hingebungs-
vollen das Leben koſten werde vielleicht nicht das leib-
liche, jedoch das ſeeliſche. Dann hätte er ſich desſelben
Vergehens, doch in vielfacher Größe, ſchuldig gemacht wieeinſt der Vater. Unmöglich! Fort mit dieſem Gedanken

lieber Tod und Verderben
Ein tiefes Weh durchzuckte Oswalds Seele, als er

daran dachte, daß er eines Tages dieſem Mädchen die
düſtere Geſchichte ſeiner Geburt offenberen müſſe. Und
nun wußte er auch, warum ſein Vater den Tag der
Hochzeit immer mehr hinauszuſchieben perſucht hatte.
Mußten nicht bei dieſer Gelegenheit die näheren Umſtände
ſeiner Geburt erörtert werden? Welche ſeeliſchen Qualen
mußte der arme alte Mann erduldet haben. Bei dieſer
Vorſtellung traten dem Srſchütterten heiße Tränen in die
Augen. Nur Mitleid, tiefſtes, herzliche Mitleid fühlte
er mit ſeinem Vater und wäre er ihm in dieſer Minute
zufällig begegnet, ſo würde er ihn wohl auf offener
Straße c. ſeine Br. drückt haben.

Sie damals auch die Tatſache mitgeteilt,

Staaten ſebenden Deufſchen unter allen Umſtänden den Geſetzen
des Landes unterzuordnen hätten.

Prof. Dietrich Schäfer: Jn der amerikaniſchen Friedensnote
vom 18. Dezember 10916 ſpricht Wilſon von den kleinen und
ſchwachen Völkern, die man vor Rechtsbruch und Vergewaltigung
ſchützen müſſe. Er wird zunächſt an Belgien gedacht haben. Hat
Graf Bernſtorff über dieſe Frage mit Wilſon, Lanſing oder
Houſe geſprochen und hat er dabei feſtſtellen können, ob Wilſon
etwa auch an Griechenland oder Portugal gedacht hat?

Vorſitzender Warmuth: Darauf wird ſpäter zurückzukommen
ſein. Der Zeuge hat uns geſtern aber geſagt, daß Wilſon bereits
im Auguſt 1914 eine Friedensvermittlung angeboten hat, daß
Gerard darüber mit dem Kaiſer geſprochi und daß die Antwort
des Kaiſers durch Gerard den Weg nach Waſhington gefunden
hat. Welchen Eindruck hat die Antwort des Kaiſers
Waſhington gemacht?

Graf Bernſtorff: Bei Kriegsagusbruch war ich auf Uvlaub.
Jch kam erſt am 23. Auguſt wieder nach Amerika. Anfang
Auguſt hatte Wilſon einen allgemeinen Apvell an alle
kriegführenden Mächte gerichtet. Näheres darſiber weiß ich
nicht. Jch weiß nur, daß etwa am 6. oder T7. September der
Staatsſekretär Bryan zweimal verſucht hat, eine Vermittlung
einguleiten.

Vorſ. Warmuth: Was wiſſen Sie über
die Auskuuft des Kaiſers?

Graf Bernſtorff: Jch glaube gar nicht, daß es ſich um eine
Aeußerung des Kaiſers handelt, ſondern um eine amtliche
Antwort der deutſchen Regierung.
offenbar ein Mißverſtändnis vor. Der Haiſer hafte damals an
Wilſon wegen der Greuel der belgiſchen Bevölkerung tele-
graphiert.

Vorſ. Warmuth: Nach dem Buch Gerards ſoll eine Zuſam-
menkunft des Kaiſers mit Gerard im Luſtgarten ſtattgefunden
haben.

Graf Bernfſtorff: Davon werfß ſich grichts.
Abg. Dr. Sinsheimer: Sie ſagten geſtern, daß in amerika

niſchen Re gierungskreiſen das Friede vom 12. De
zember als Zeichen der Schwäche gedentet worden iſt. Haöen

daß dieſes Friedens
angebot. nicht nur vom Auswärtigen Amt, ſondern in völliger
Uebereinſtimmung mit der Oberſten Heeresleitung verfaßt
worden iſt

Graf Bernſtorff: Mir iſt das Friedensangebot telegraphiſch
übermittelt worden; irgendwelche Aufträge waren an dieſe Mit-
teilung nicht geknüpft.

Abg. Dr. Sinsheimer: Auf Grund der Akten ſtelle ich dann
feſt, daß das Friedensangebot vom 12. Dezember in voller
nebereinſtimmung mit der Oberſten Heeres-
leitung zuſtande gekommen iſt. daß die Oberſte Heeres
leitung an dem Entwurf ſogar Verbeſſerungen vorge-
nommen hat und daß das Angebot auch in vblliger
nebereinſtimmung mit dem Kaiſer in die Welt
gegangen iſt.

Vorſ. Warmuth: Wir kommen nunmehr zu der Periode,
die mit dem amerikaniſchen Friedensangebot beginnt

Graf Vernſtorff: Wilſon hielt trotz unſeres Friedensange-
bots an der Friedensvermittlung feſt. Das Wilſonſche Ange
bot erregte gerade deshalb ſo großes Aufſehen in Amerika, weil
es direkt auf unſer Angebot folgte, ſo daß der An
ſchein erwecht wurde, als ſei Wilſon dadurch ermuntert worden.
Jnfolgedeſſen hatte Wilſon in ſeine Note aufgenommen, daß
ſein Angebot nichts mit dem deutſchen Angebot zu tun hätte,
daß es vielmehr ſchon vor längerer Zeit beabſichtigt geweſen iſt.
Die öffentliche Meinung in Amerika hat den Schritt Wilſons
abſolut als prodeutſch angeſehen. Die ganze Preſſe ſchrieb in
dieſem Sinne, und die Stimmung in Waſhington war ebenſo.
Jch habe dann Lanſing gefragt, wie er ſich den weiteren
modus precedendi vorſtelle. Jch habe darüber mit ihm eine
eingehende Unterredung gehabt. Nach meiner jetzigen Kennt
nis von den Dingen bin ich der Auffaſſung, daß

ein Widerſpruch herrſchte zwiſchen der
deutſchen Antwort auf Wilſons Note und

meinen Kuffaſſungen
habe damals angenommen, daß die deutſche Antwort

ſagen ſollte, daß wir eine Friedensvermittlung inſoweit wünſch
ten, a eine Konfereng zuſtande käme, auf der verhandelt
werden ſollte. habe aber nicht angenommen, daß danmnit die
Wilſonſche Friedensvermittlung beendet werden ſollte. Jetzt
muß ich allerdings annehmen, daß unſere Antwort vom
25. Dezember die Abſicht verfolgte, die Wilſonſche Friedens
vermittlung völlig abzuſchneiden. Zu meiner jetzigen Auf
faſſung bin ich vor allem gekommen durch ein Telegramm des
Kaiſers an das Ausvärtige Amt, in dem gefragt wird, warum
ich noch von Friedensvermittlungen Wilſons ſpräche, während
eine ſolche Vermittlung doch gar nicht mehr beſtände.

Vorſ. Warmuth: Woraus ſchließen Sie, daß die deutſche
Regierung von einer Friedensvermittlung Wilſons nichts
wiſſen wollte Jn dem Wilfonſchen Friedensangebot heißt es
doch ausdrücklich, es ſolle kein Frieden vorgeſchlagen werden,

Plötzlich dachte Oswald an den Vater ſeiner Braut,
den Landgerichtsrat Sigismund. So ſtark fiel der Ge
danke in ſeine Seele, daß er unwillkürlich ſtehen blieb.
Himmel dieſer Mann, der den Vater liebte wie ſeinen
beſten Freund und ihn ſelbſt nicht weniger als ſein eigen
Kind, der zudem als Juriſt im ganzen Lande eine hoch-
geachtete Stellung einnahm dieſer Mann konnte und
mußte helfen!

Der Gedanke bewirkte in ſeiner Scele eine ſtarke
Entſpannung. Ein tiefer Seufzer der Erleichterung hob
ſeine Bruſt. Das war eine Erleuchtung eine Erlöſung,
der Rettungsanker, nach dem er mit ſolch ſchwerer Qual
geſucht hatte. Nach Hauſe an den Rhein zu Herrn
Sigismund, ſeinem zweiten Vater!

Wie aus einem Traum erwachend blickte er umher.
Er befand ſich in einer ihm ganz unbekannten Gegend
Berlins. Schnell entſchloſſen, ſprang er auf einen gerade
vorüberfahrenden Straßenbahnwagen, der ihn ins Jnnere
der Stadt bringen würde. Jm Begrifſe, das Fahrgeld zu
zahlen, kam es ihm erſt zum Bewußtſein, daß er während
der ganzen Zeit, daß er ſich im Freien befand, einen
kleinen Gegenſtand krampfhaft in der geballten Fauſt
hielt. Mit einem halb erſtaunten, halb ſcheuen Blick er
kannte er, daß es ein Knopf war mit einem kleinen
Fetzen dargnhängenden blaugrauen Tuches. Verwirrt,
mit einer ſchnellen Bewegung, verbarg er den Gegenſtand
in der Seitentaſche ſeines Rockes, mit der Abſicht, ihn ſpäter
an einer einſamen Stelle fortzuwerfen.

Dieſer Knobf mit dem kleinen Tuchfetzen war in
ſeiner Hand verblieben, als er vorhin den ſchurkiſchen
Bürkklin freigegeben, nachdem er ihn faſt erwürgt hätte.

5. Kaviteoel.
Zwei Stunden ſpäter ſtieg Oswald Hildehrand vor

ſeinem Hotel in eine Droſchke, die ihn zum Bahnhof
bringen ſollte, da er noch mit dem Nachtzuge Berlin ver
laſſen wollte. Eben reichte der Hausdiener ihm ſeine
Taſche in den Wagen, als ein Herr eilig herantrat.

„Verzeihung, ſind Sie nicht der Kunſtmaler. Oswald
Hildebrand?“

in

Es liegt hier

er biete nicht einmal eine an, ſondern wo
das Terrain Pondieren? un beſſ für d
deutſche Regierung doch kein dieſen Schritt als

n Sie dazu putſchen Regierung die icht zu n,Friedensvermittlung abgeneigt war? daß ſie ein
Graf BVernſtorff: Jch habe die Note Wilſons als Fri

vermittlung deshalb angeſehen, weil ſich dies mit Notwendigt
aus früheren Ereigniſſen ergab. Die Note war abſichtlich n
ſicher und taſtend gehalten, um eine Ablehnung unmöglich
machen. Hätte Wilſon direkt den Frieden angeboten, er wir
abgelehnt worden. So aber war eine Ablehnung tatſähag
nicht möglich. Ich kann nur wiederholen, daß nach meiner d
maligen Anſicht unſere Note vom 26. Dezember nichts ändern
an dem Verhalten unſerer Regierung, und daß nur geſagt da
den ſollte, daß wir eine Einmiſchung Wilſons in terrilo-
Fragen nicht wünſchten. Heute bin ich aber anderer n
faſſung als damals.

Vorſ. Warmuth: Wilſon legte auf die Mitteflung der i
densbedingungen alſo keinen ausſchlaggebenden Wert, ſo de
die deutſche Verweigerung ſolcher Bedingungen kein Hinder
für den Frieden bedeuten konnte

Graf Vernſtorff: Aber Wilſon hat natürlich geglaubt J
wir ſchließlich unſere Bedingungen mitteilen würden.

Abg. Sinsheimer: u dem Abg. Warmurth ſtelle z
feſt, daß das Kernſtück der Note Wilſons vom 18. Deze

die Bitte an alle Kriegführenden
ift. konkrete Friedensbedingungen mitzuteilen. Jn der deu
ſchen Note, die als Antwort auf dieſes Erſuchen chickt i
wird aber die Bitte Wilſons um Bekanntgabe det Friedens
dingungen überhaupt nicht erwähnt. Daraufhin raphiery
Graf Bernſtorff, daß Lanſing ihn nunmehr gebeten in
wenigſtens vertraulich unſere Friedensbedingungen mit
teilen.

Graf Bernſtorff: Das iſt richtig
Abg. Dr. Sinsheimer: Auf die Uebermittlung diefer Vity

Lanſings antwortete Staatsſekretär Zimmermann am 1. P
nugr, alſo zwei Tage vor dem U-Boot-Krieg, Graf Bernſtotf
möge dieſe Frage dilatoriſch behandeln.

Graf Bernſtorff: Aus dieſem Wort habe ich ge
rade geſchloſſen, daß alles ſo bleiben ſolle
wie bisher.

Abg. Dr. Sinsheimer: Sie ſprachen vorhin von einen
Telegramm des Kaiſers. Dieſes Telegramm iſt vom 16. o
nuar 1917 datiert und an den Staatsſekretär Zimmermom
gerichtet. Darin heißt es wörtlich: „Seine Majeſtät laſſe
Euer Exzellenz für die Auskunft danken. Zum Telegrann
bemerkt Seine Majeſtät, daß Allerhöchſtdieſelben gar keine
Wert auf Wilſons Friedensangebot legen. Falls Bruch n
Amerika unvermeidlich wäre, iſt es nicht zu ändern, es wir
vorgegangen.“ (Bewegung.) Auf Grund dieſes Telegramm
und jetziger Veröffentlichungen ſind Sie alſo zu der Auffaſſung
gekommen, daß die Wilſonſche Friedensvermittlung von
beſeitigt werden ſollte

Graf Bernſtorff: Jawohl.
Vorſ. Warmuth. Damals hatten Sie dieſe Auffaſſung aber

nicht und auch die Jnſtruktionen lauteten anders.
Graf Bernſtorff: Jch habe die Jnſtruktionen ſo verſtanden,

daß wir die Wilſonſche Vermittlung weiter wünſchten,
Profeſſor Bonn: Ich kann feſtſtellen, daß alſo die Aeuße

rungen des Kaiſers und der Schriftwechſel mit Zimmermann
nach Waſhington nicht zu Fhrer Kenntnis gekommen ſind.
(Graf BVernſtorff verneint.) Damit ſcheidet die Möglichkeit
von Thnen Jnformationen über dieſe Dinge und ihre Wirkun
gen zu erhalben, aus.

Graf Bernſtorff: Das iſt vollkommen richtig. Damalz
nahm ich die Note als eine Fortſetzung der Friedenspolitik an,
während ich heute nach dem Stande der Veröffentlichungen an
nehme, daß dieſe Note die Friedensvermittlung Wilſons be
enden ſollte. Jch habe die Node damals bedauerkt, weil ſie mir
nicht genügend entgegenkommend zu ſein ſchien.

Profeſſor Bonn: Sind Jhnen die konkreten Friedens
bedingungen vor dem 29. Januar mitgeteilt worden?

Graf Bernſtorff: Nein.
Profeſſor Bonn: Sind Jhnen die deutſchenFriedensbedingungen in einer nicht konkreter

Form mitgeteilt worden
GrafBernſtorff: Mit Ausnahme des Telegramms, in den

geſagt wird, daß Belgien nicht annektiert werden ſoll, nicht.
Vorſitzender Warmuth: Es iſt immer geſagt worden, di

Friedensbedingungen ſeien maßvoll geweſen im Gegenſatz z
den unvernünftigen Forderungen der Entente.

Graf Bernſtorff: Sie waren ſehr maßvoll. Jn Amerik
fragte man ſich, warum die Friedensbedingungen nicht bekannt
gegeben würden. Jch entgegnete, ſie würden, da ſie ſo maßvol
wären, im Gegenſatz zu den Feinden, den Eindruck der
Schwäche hervorrufen. Lanſing erwiderte mir, das ver
ſtünde er nicht, warum wir nicht ebenſoviel forderten wie die
anderen. Man könnte ſich dann auf der Mitte einigen.

Profeſſor Vonn: Drängte nicht nur die amerikaniſche Re
gierung, ſondern auch die öffentliche Meinung ſehr ſtark auf di
Bekanntgabe der Friedensbedingungen

eeeeeeeeeeteeeeeeeeeee-----*
„Jawohl, der bin ich. Was wünſchen Sie von mir
Der Herr ſteckte ſeinen Kopf in den Wagen hinein

und ſprach ſo leiſe, daß der Hausdiener die Worte nich
hören konnte.

„Jch bin der Polizeirat Dorenbuſch. Jch muß Sie
um eine Unterredung bitten.“

Oswald Hildebrand fuhr merklich zuſammen. Wo
hatte er mit dem Polizeirat zu tun? Sollte etwa Bürklin
bereits ſeine Anzeige erſtattet haben?

„Aber, Herr Pozieirat, Sie ſehen wohl, daß ich ebet
im Begriffe bin, abzureiſen.“

„Jn der Tat, mein Herr, ich ſehe das. Und ich m
Jhnen geſtehen, daß ich Sie lieber beim Abendeſſen ode
bei einer anderen Beſchäftigung angetroffen hätte, als juß
im Begriffe abzureiſen. Jch muß Sie bitten, Jhre Reif
ein wenig zu verzögern.“

„Aber dann könnte ich erſt morgen früh abreiſen
rief Oswald unmutig, „und meine Angelegenheit iſt ſehr
dringlich.“

„Das tut mir ſehr leid, Herr Hildebrand, aber i
muß darauf beſtehen, mich mit Jhnen über gewiſſe Ding
zu unterhalten von Amtswegen.“

x Meinetwegen dann“, ſprach Oswald finſter, verlieh
die Droſchke und ließ die Taſche durch den Hausdiener
wieder auf ſein Zimmer tragen. Bald darauf ſaß er den
Beamten gegenüber.

Nun ich Sie hier im hellen Lichte vor mir ſehe, W
Hildebrand, brauchte ich Sie nach Jhrem Namen nicht z
fragen, denn ich kenne Jhr Bild aus verſchiedenen Kunſt
ſchriften. Die Kunſt iſt es nämlich, die mir mein du
einen unfreundlichen Beruf recht verdüſtertes Leben e
hellt. Jch kenne einen Teil Jhrer Bilder, bin ſovar ſelbt
ſo glücklich, eines davon zu beſitzen.“

„Jch denke, Horr Polizeirat, Sie haben mich nih
darum von meiner Reiſe gbgehalten, um mit mir vo
meinem Kupſteffen zu reden,“ ſprach Oswald mit an
ſchwachen Lächeln.

(Fortſetzung folgt.
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wen Beraſtorff: Die gange Preſſe beſonders. r
für J tet er genn: Die amerikaniſchen Zeitungen verſuchten,

als e Pro lungen über die Friedensbedingungen machen.
dasu, Vorſt Bernſtorff: Jede itung behauptete, Jnformgationen
ſie ein Graf h kann tategoriſch erklären, daß ich in Amerika

haben. offiziell die deutſchen Bedingungen
Frieden s 9. Januar 1917 genannt habe. Jch habe
Vendigiet ltung davon geſprochen, aber niemals behtlich u igen genannt.
öglich n Ibo Wann wurden die Bedingungen vom 12. De
er wz Abgwſes en Gleichgeitig mit der Erklärung des ver

h en u-Boot Krieges.
dert Worſ Warmuth: Das waren doch die Vedingungen, wie

ſagt wen n wäten, wenn das Angebot vom 12. Dezember ange
writo d m wurde. Die Auffaſſung, als ob es danach mit Friedens
wer Auf lungen vorbei wäre, iſt nicht richtig. Es wird ausdrück-
der ſ. a hingewieſen, daß wir den Präſidenten bäten, ſeine

Fr. rungen fortzuſetzen, und daß wir zur Einſtellung des
W de Krieges bereit wären, ſobald ſeine Verſuche einen Er-

zräuchen.pirſt Sohn (u. Soz.): Bezog ſich die Erklärung Lanſings
nibt. d die Friedensbedingungen, daß ſie 4 mäßig ſeien und man
ſtell auf der Mitte einigen müſſe, auch auf Belgien?

ende Graf Veruſtorff: Nein. Eine amerikaniſche Friedensver-
ung ohne wiederherſtellung Belgiens war vollkommen aus
4 pſſen.er Dr. Sinsheimer (Soz.) ſtellt feſt, daß die Friedensa gen die am 28. Januar Wilſon mitgeteilt wurden,

iedenshe, die ſich auf das Angebot vom 12. Dezember beziehen,
e t den Bedingungen in den Kkten entjprächen.

Abg. Cohn (U. Sog.): Iſt Jhnen bei der Rüdkehr nach
ſchland bekannt geoörden, daß die Bediugungen, die Sie

on mitteilen ſollten, andere ar als diejenigen, die am
fer V Dezember vereinbart wurden

1. Graf Beruſtorff; Das höre ich heute zum erſten Male. Jm
Sernſtorß gen haben die Friedensbedingungen damals keine Rolle

ſt geſpielt, da ich ſie am ſelben Tage erhalten habe wie die
ich ge rung des uneingeſchränkten UBVooiKriegs, und da damit
ſolle Abbruch der diplomatiſchen Beziehungen ausgeſprochen war.

Abg. Cohn (U. Sogz.): Erſchienen die mitgeteilten We-
n einen gutigen als maßvoll

16. J. Graf VBeruſtorſff: Jch habe ſie für maßvoll gehalten. Jch
mermang e aber keinen Wert mehr darauf, da ich wußzte, daß die
t laſſe matiſchen Begiehungen abgebrochen wurden.
legraun Geheimrat Schäfer: Dachte Wilſon, als er von den kleineren

keinen ſchwacheren Völkern ſprach, die er ſchützen wolle, nur an
zuch mit gien oder auch an Griechenland
e wird Graf Bernſtorſf: Jch perſönlich nehme an, daß er Belgien
gramm inite.

uffaſſun Es wird dann die Frage
on m der Entente Ablehnung

Verhandlung geſtellt.
ung aber Graf Veruſtorff: Soweit meine Verhondlungen mit dem

rtreter des Präſidenten Wilſon jn Petracht kommen, ſo habe
rſtanden, mir immer geſagt, daß er die Bedingungen der Entente als

ſt ernſt zu nehmen betrachte. Er hat auch ausgeſprochen,
e Aeuße Entente habe die Abſicht, uns zum UBootKrieg zu bringen,
mermann die Vereinigten Staaten in den Krieg hineinzuziehen.
nen ſind Profeſſor Vonn: Sie erwähnlen, von amerikaniſcher Seite
öglichfet geſagt worden, die Entente verſuche durch maßloſe Friedens
Wirkun jngungen uns in eine U-BVoot-Falle zu locken. Hatten Sie

dieſer allgemeinen Bemerkung eine beſtimmte Perſönlich
Damalß t im Auge!

olitik an R Sraf vBernſtorff: Jch habe bei den Verhandlungen mit
ngen an ſt Houſe über alle Möglichkeiten und Fragen vertraulich
ſons be ſprochen. Da iſt öfler die Auffaſſung laut geworden, die
ſie mir ente würde unter allen Umſtänden verſuchen, einen Krieg

iſchen Deutſchland und den Vereinigten Staaten zu provo-
edens ren, um ſo den europäiſchen Krieg zu ihren Gunſten zu ent-
den? iden.

Profeſſor Bonn: Das ſind Aeußerungen des Oberſten
tſchen uſe?
kreten Graf Bernſtorff: Ja. Jch habe in der öffentlichen

einung alle Hebel in Bewegung geſetzt, um
in den e Friedensbeſtrebungen Wilſons zu fördern.

nicht. muß ich betonen, weil in einem Teil der deutſchen Preſſe
den, die griffe gegen mich erhoben wurden, ich betreibe eigene Politik
nſatz zu gen die Regierung.

Vorſitzender Warmuth: Vom Staatsſekretär Zimmermann
Amerik Jhnen mehrfach nahegelegt worden,

n nen energiſchen Druch Wilſons auf England
ruck de veranlaſſen, namentlich ſüt ein Ausſfuhrberbot. Sie ſollen
das ver raufhin erklärt haben, das ſei nicht gut möglich, weil Wilſon
wie die äſicht auf den amerikaniſchen Handel zu nehmen habe.

ußte da nicht die Rückſicht auf den Handel zurückkreten gegen-
ſche Re r der viel wichtigeren Frage des Friedens
auf de Graf Veruſtorff: Die Intereſſen des Handels ſind gleich-

deutend mit denen der Jnduſtrie. Die Situation hatte ſich
entlich geändert, als Wilſon wiedergewählt worden war,

d zwar auf Grund des Programms, den Frieden erhalten zu
t mir Uen und die Kriegsbereitſchaft der Vereiniglen Staaten zu

hinein höhen. Unter Kriegsbereilſchuft war nicht nur die Ver-
te nich hrung der Armee, ſondern auch die Schaffung einer ſtarken

otte und beſonders einer grohen Handelsflotte zu verſtehen.
Stimmung der Induſtrie war nicht mehr gegen einen für

uß Sie s günſtigen Frieden feindlich geſtellt wie früher.Abg. Sinsheimer: Für die Seutteilung der Frage, ob auch

Wo jektiv eine Friedensmöglichkeit beſtand, iſt von Wichtigkeit, zu
Bürklin ähren, ob die ehrliche ULusſicht vorhanden war, daß die

tente auf die Friedensvorſchläge Wilſons eingehen würde.
ch eben Graf BVernſtorff: Daß eine poſitive Fühlungnahme

atigefunden hat, nehme ich an, beſchwören kann ich es aber
ch m cht. Wilſon hatte mir immer ſagen laſſen, er würde die

de jedensvermittlung nur vornehmen, wenn begründete Aus
en o ht auf Erfolg vorhanden ſei.
als iuf Abg. Sinsheimer: In letzter Zeit wurde Präſident Wilſon
e Reif Senat in ein Kreuzverhör genommen und gefragt, ob, wenn

nicht den unbeſchränkten UBoot-Krieg angefangen hätten,
reiſen, ſerika doch in den Krieg mit uns eingetreten wäre. Darauf
iſt ſeht er bejahend geantwortet haben. Welche Bedeutung ſchieben

dieſer Aeußerung zu?
rber i wanet Beruſtorff: Dieſe Frage führt auf das Gebiet der
Ding on ded Unter weinem Eide kann ich nicht ſagen, was

erangeſt hat. Die Frage an Wilſon lautete nach meiner

verließ fuhr Präſident glauben Sie, daß unſere moraliſche Auf
sdienet jung über die deutſche Schuld am Kriege uns auch in den

ntertanen und unſeren Handel in unrechtmäßiger Weiſee e ſfen hätte? Darauf hat der Präſident T eeſel
u den es Auf die Frage: Glauben Sie, daß wir alſo doch

in a Krieg hineingekommen wären, ſelbſt wenn Deutſchland
Kun nicht ſpeziell gegen uns vergangen hätte, antwortete Wil-

n durh R Ich nehme es an.
hen t ſchen Anſchauung geht dahin, daß der Abbruch der diplor ſelbi ntend Beziehungen zwiſchen Amerika und uns Jleichte

bchen hatte e rgserktärung ſei, die vielleicht noch einige
h nich e geig auf ſich warten laſſen ie war aber die unbe
r vo bin ge. Jn dem Augenblich, wo unſere Botſchaft in

a gion ausgeſchaltet war, waren wir der deutſchfeindlichen
Fohagandg gegenüber wehrlos.

Jroſeſer Bonn: Es wird ustig fein, den
z über die Vorgänge im Senat hier vorgulegen

Schiffe gegenüber

Mann, der für WMenſchlichkeit und Gerechtigkeit eintritt.

gen im größten Maßſtabe erfolgt.

das Geſumtminiſterium,

lann in den

Schließung derſelben iſt nur
der Unabhängigen.

rieg hineingebracht hätte, wenn Deutſchland nicht unſere

engliſchen

Es wird beſchloffen, den engliſchen Text in der morgigen
Sitzung vorzulegen und dieſe Ausſprache jetzt zurück zuſtellen.

Profeſſor Bonn: Jſt Jhnen bekannt, daß Wilſon durch den
Erlaß dieſes Friedensangebotes in den Geruch leidenſchaftlicher
Deutſchfreundlichkeit gekemmen iſt? Bei dieſer Gelegenheit ſoll
Staatsſekretär Lanſing nämlich nicht unbedenklich aus-
geglitten ſein bei dem Beſtreben, die Sache etwas zu ebben.
Er ſoll Jnterviewern geſagt haben, der Präſident habe das
machen müſſen Wenn der U-Voot-Krieg komme, ſo bedeute das
den Krieg mit Deutſchland, und der Präſident wolle keinen
Krieg. Eine ähnliche Aeußerung ſoll Gerard ſchon auf dem

dem Vertreter der „New-HYorkk World“ ge-
macht haben.

Graf Vernſtorfſ: Wilſon wollte einen Augenblick abwarten,
wo keiner der beiden Kriegführenden noch die Hoffnung hatte,
den Sieg zu erringen. Andererſeits wußte er, daß

die Entente mit dem Eintritt Amerikas in den
Krieg rechnete.

Deshalb hat er immer geſagt, er fange keine Friedensver-
mittlungen an, ſolange irgendwelche Kontroverſen mit Deutſch-
land vorhanden ſeien.

Vorſitzender Warmuth: Wilſon galt doch immer als 5
at

Wilſon ſich über dieſen rein Geſichtspunkt ge-
äußert

Graf Bernſtorff: Dieſe Frage iſt von mir bäufig berührt
worden, ſo bei der „Luſitanig“- und der „Suſſex“-Frage. Die
Hungerblockude hielt er für illegal.

Abg. Sindheimer: Glauben Sie an den guten
Willen Wilſons, den Frieden zu vermitteln?

Graf Beruſtorff: Jal
Abg. Sinsheimer: Sollte es

gunſten der Entente ſein?
Graf Bernſlorff: Wilſon ſagte mir am 22. Januar, ein

Frieden ohne Sieg ſolle erreicht werden. Jch
habe es ſo verſtanden, dah das bedentet, Deutſchland ſollte ſeine
Weltſtellung in vollem Umfange behalten. Jch hielt Wilſon
für einen ehrlichen Makler.

Auf eine Anfrage des Abg. Sinsheimer erklärte Graf
Bernſtorſff: Niemals iſt von amerikaniſcher Seite mit mir über

menſchlichen

ein Frieden zu

einen Frieden verhandelt worden, worin auch nur die geringſte
Abtretung deutſchen Gebiets uns zugemutect worden wäre.

abgebrochen und aufDarauf wurde die Verhandlung
Schluß gegen 1 Uhr.Donnerstag im gleichen Saale vertagt.

Nationalverſammlung
Berlin, 22. Oktober.

Am Minſſtertiſche: Dr. Mayer.
Präſident Fehrenbach eröffnet die Sitzung 1 Uhr

20 Minuten.
Auf der Tagesordnung ſteht die Fortſetzung der zweiten

Beratung des Haushalis: Reichsſchatz miniſterium.
Abg. Koch-Düſſeldorf (Deutſchiational): Trotz allen guten

Willens ſeitens des Reichsverwerlungsantes ſind Verſchiebun-
Eine beſondere Kommiſſion

erwünſcht. Der

um

zur Nachprüfung und Ueberwachung wäre
Bericht des Ausſchuſſes für den Reichshaushalt über die Mili-

eingige Awklage. Der Vorwurf trifft
das ſchon früher Maßnahmen hätte

Jn einigen Betrieben haben gewiſſe Arbeiter
kreiſe die Leilung an ſich geriſſen. Der Terrorismus der Sol
datenräte hielt die Arbeiber und Beamten in Furcht. Vielfach

Be trieben noch geſpart werden. Vielleicht kann
auch im Etat noch etwas abgeſtrichen werden.

Generaldirektor Dr. Weinlig vom Reichsverwertungsamt:
Wir haben noch längere Zeit an verluſtbringenden Aufträgen
zu tragen. Jn die leitenden Stellen müſſen wir Jngenieure
und Kaufleute ſetzen. Wir haben aber Betriebe an 16 verſchie
denen Orten. Arbeiter umd Angeſtellte müſſen uns unterſtützen.
Sie müſſen ſich zum Teil beſcheiden. Vielfach haben wir er
freuliches Entgegenkommen gefunden.

Abg. Maritky (D. Lpt.): Wir freuen uns, daß auch die
Mehrheitsſozioliſten einſehen, daß leitende Kräfte mit großer

tärwerkſtätten iſt eine

treffen müſſen.

Bewegungs freiheit und mit guter Bezahlung nötig ſind.
Abg. Brühl (U. S.): Die Arbeiterräte hätten vielfach für

die Verwertung des Heeresqutes Ratſchläge gegeben, die jedoch
nicht befolgt worden ſind. Auch unter dem neuen Kurs werden
wirder Verordnungen und Befehle ohne Rückſicht auf die Rechte
der Arbeiter erlaſſen, die ſeit der Revolution das Recht er

worben haben, mitzubeſtimmen.
Eine Reihe von Titeln

ſchuſſes wird angenommen.
Abg. Wieland (Dem.):

ämter müſſen Techniker hinein
Technikern muß der Aufſtieg in der Perwaltung freigemacht
werden.

Abg. Stahl (Sosz.) verteidigt die Haltung der Mehrheits
ſozigliſten in der Frage der Spandauer Werkſtätten. Die

zurückzuführen auf die Haltung
Durch Sabotage ſeien Millionen in Span-

dau verloren gegangen. Auch die Vernünftigen unter den Nn-
abhängigen waren darüber einig, daß die Betriebe mit 2400
Menſchen nicht umgeſtellt werden konnten. Auch in Spandau
muß möglichſt die Selbſtverwaltung eingeführt und das Mit

daß bei der Umſtellung

und Entſchließungen des Aus

Auch in die Landesfinanz
neben den Juriſten. Den

beſtimmungsrecht beachtet werden.
Abg. Jaud (Ztr.) tritt dafür ein,

auf den Mittelſtand und die kleinen ſelbſtändigen Gewerbe
Rückſicht genommen werde.

Miniſterpräſident Dr. Mayer: Die Heeresbetriebe werden
Dinge herſtellen, an denen das Handwerk größtes Jntereſſe hat,

B. Handwerksmaſchinen in vollendeter Beſchaffenheit und
reiswürdigkeit. Konkurrenzartikel für das Handwerk werden

nicht hergeſtellt werden.
Der Reſt des Etats wird angenommen.

Nächſte Sitzung morgen 1 Uhr: Auswärtiges Amt.
Schluß 66 Uhr.

Brauns Reinfall im Preußenparlament
Eine erregte Sitzung

Berlin, 22. Oktober.
Am Miniſtertiſch: Braun.
Präſident Leinert eröffnet die Sitzung um 12 Uhr 20 Min.
Auf der Tagesordnung ſteht die zweite Haushaltsberatung,

die bei der land wirtſchaftlichen Verwaltung fortgeſetzt wird.
Landwirtſchaftsminiſter Braun: Viele der vorgebrachten

Wünſche gehören zur Zuſtändigkeit des Reiches. Der Ankrag
Kanitz auf Aufhebung der Zwangswirtſchaft dürfte bei der über

wiegenden Mehrzahl des Volkes keine Zuſtimmung finden.
die Umgeſtaltung der
mern bekommen wir ein Rahmengeſetz vom Reiche.

Für
Landwirtſchaftskam-

Das
Selbſtverwaltungsrecht der Landwirtſchaftskammern wollen wir

von den beſtehenden Beſchränkungen zu befweien ſuchen. Gegen-
über den Lieferungsſtreiks muß ich die Warnung er

ben: Spielt nicht mit dem Feuer! Die Rechts be
ämpft mich als einen Miniſter gegen die Landwirtſchaft, weil
ich für die Landarbeiter eintrete. Damit ſtellen ſich die
auf den Standpunkt, daß die Landarbeiter nicht zur Landwirt

ft gehören. (Unruhe vechts. er pommerſche Landarbeiter
veik iſt lediglich durch den Widerſtand der Apbeitgeher gegenAbſchluß des Tarifvertrages hervorgerufen worden. W

Landarbeiter ſind brutal niedergehalten worden. Aber der Ge
danke der Taritfverträge marſchiert und wird verwirklicht werden.

der

Hercen

Reichspräſident nah Roatcht und Geſetz über

Sie ſorvern mir das Vertrauen aller Landwirkſchafts
kreiſe zu erwerben. Das iſt auch meinen Vorgängern nicht ge
lungen, von denen manche das Vertrauen der vielen Land
arbeiler nicht beſaßen. Da muß ich mich ſchon damit abfinden,
wenn ich das Vertrauen von einigen hundert oder tauſend
Großgrundbrſitzern nicht habe. Das Ziel meiner Verwaltung
muß ſein, die Schaffung von Wirtſchaftseinheiten, die den größt-
möglichen Ertrag geben. Notwendig iſt die Verbeſſerung des
land wirtſchaftlichen Unterrichtsweſeis, vor allem die Entpoli-
tiſierung der Land wirtſchaft. So muß ſie ſich abgewöhnen, aus
ihrem land wirtſchaftlichen Beruf einenn Rechtstitel auf politiſche
Vorherrſchaft herzuleiten. Müſzte ich das Vertrauen der Deutſch
nationalen gewinnen, ſo würde ich nicht eine Stunde lang an
dirſer Stelle ſtehen. (Lebhafter Beifall links, rechts großer
Lärm.) Zur Rechten gewendet bemerkt der Miniſter: Sie be-

eichnen den entgangenen Konjunkturgewinn als unerträgliche
aſten. Was früher Jhr König als Brotwucher bezeichnet hat,

das treiben Sie ohne Scheu. So lange ich das Vertrauen meiner
Partei genieße (Jn dieſem Augenblick wird ſeine Rede
durch ſtürmiſche Nufe unterbrochen, rechts Heiterkeit und Zu-
rufe: Da haben wir ihnz auf der Linken andauernder
Widerſpruch.) So lange ich das Vertrauen mriner Partei und
der Mehrheit dieſes Hauſes habe, werde ich dieſen Platz nicht ver
laſſen und mögen Jhre Angriffe noch ſo dicht hageln.

Abg. Kaulen (Ztr.): Würden die Landwirte beſſer mit
Düngemitteln verſorgt, ſo könnten ſie dem Voden mehr ab-
ringen. Die hohen Preiſe erklären ſich aus der Erhöhung der
Betriebskoſlen und aus der Gewinnſucht des Zwiſchenhandels.

Abg. Weſtermann (Dem.): Unſere Forderung iſt: Los von
der Zwangswirtſchaft, ſobald es möglich iſt. Die Landwirtſchaft
verſteht nicht die Zuſtände in Berlin, daß Hunderttauſende
junger Leute arbeitslos herumlungern. Wir müſſen aber ein
utes Verhältnis zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitern auf dem
ande hal en. Und dazu brauchen wir die Tarifverträge. Einzig

für Oſtpreußen könnten wir die Zwangs wirtſchaft nicht auf
heben. Wir lehnen daher den Antrag Kanitz ab. Die Ein-
führung des Anbauzwanges in der Landwirtſchaft iſt unmög-
lich. Wir haben auch von der äußerſten Linken noch nie die
Forderung des Arleitszwanges erheben höven. (Sehr richtig!)

bg. von der Oſten (Deutſchn.); Jn dem Falle Dr. Grimm
erſuchte ich den Miniſter, ſchleunigſt für gerichtliche Klar-
ſtellung zu ſorgen oder die ſeinerzeit gegen mich erhobenen Be
ſchuldigungen unter dem Ausdruck des Bedauerns zurückzu-
nehmen. Die Kritik von links an den Miniſtern war früher viel
ſchärfer und jedenfalls in der Form rüder, als unſere jetzige
Kritik. Der beſondere Grund für den Antrag Kanitz liegt in der
ungeheuren politiſchen Gefahr Oſt preußens. Wenn die
jetzige gehäſſige Agitation noch weiter geht, muß das Wirtſchafts
leben des Landes zum Stillſtand kommen, Die Forderung des
Anbauzwanges iſt verbrecheriſche Torheit. Solcher Rechtsbruch
iſt im geordneten Rechtsſtagt unmöglich. Wir kämen damit zur
wirtſchaftlichen Diktatur. Wehe der Regierung, die den Rrchts
boden verläßt. Der Landarbeiterſtreik in Pommern war ein
großer Rechtsbruch.

Ein Vertreter des Eiſenbahnmimiſteriums ſucht nochmals
Pr Einſtellung des Schnellzugverkehrs nach dem Oſten zu recht

ertigen.,
Der Staatskommiſſar des Ernährungsweſens: Die Zwangs

wirtſchaft wird ja nicht in alle Ewigkeit fortbeſtehen.
Die Erörterung wird abgebrochen. Der Geſetzentwurf zur

Ausdehnung des Knappſchafts geſetzes auf die Erd
ölbeitriebe geht an den Handelsausſchuß.

Donnerstag 12 Uhr: Landwirtſchaftshaushalt.
Schluß gegen 534 Uhr.

Berlin, 22. Oktober.
18 Zentrumsgaboeordnete der preußiſchen Landesverſanm-

lung haben den Antrag geſtellt, die Staatsregierung zu er
ſuchen, die ſtaatlichen Badehäuſer nach Möglichkeit
und mit möglichſter Beſchleunienng den Hrankenfaſſen ſind Ver-
ſicherungs anſtalten zur Durchführung ihrer Heilfürſorge zu
ermäßigten Preiſen zur Verfügung zu ſtellen

Der Ratifizierungsvertrag Frankreichs
Paris, 22. Oktber.

Das diplomatiſche Aktenſtück, das die Ratifikation des Ver-
failler Friedensvertrags enthält, iſt geſtern nachmittag im
Juſtizminiſterium mit dem Staatsſiegel verſehen worden. Auf
dern Friedensvertrag folgt die handſchriftliche Ratifikations
urkunde, von Poincaré gezeichnet und von Pichon gegen-
gezeichnet

Des Kaiſers Auslieferung
Verſailles, 22. Oktober.

„Chicago Tribune“ meldet, der neue Geſand:e Frankreichs
im Haag, Charles Benoiſt, werde demnächſt ſeinen Poſten an-
treten und das Verlangen der Auslieferung des früheren deut-
ſchen Kaiſers, das die Alliierten an die holländiſche Regierung
richten werden, übermitteln. Das Verlangen der Auslieferung
werde der holländiſchen Regierung in dem Augenblick zugeſtellt
werden, in dem der Friedensvertrag in Kraft trete.

Das wirtſchaftsabkommen mit den Polen
Neue Verhandlungen.

Berlin, 22. Oktober.
Ueber den Stand der Verhandſungen mit der Warſchauer

Regierunggg erfahren wir, daß zunächſt ein proviſoriſches
Wirtſchaftsabkommen geſchloſſen wurde, in dem vor
allem größere Kartoffel und Mineralölliefe-
rungen an Deutſchland vorgeſehen ſind. Als Gegenwerte
liefert Deutſchland Kohle n. Der weitere Ausbau dieſes Ab-
kommens iſt zu erwarten, hängt jedoch noch vom weiteren Verlauf
der Beſprechungen ab.

Dir Schwierigkeiten der politiſchen Verhandlungen dauern
nach wie vor unvermindert gn. Jn der Liquidationsfrage, in der
die Polen zuerſt zu Zugeſtänoniſſen geneigt waren, verhalten ſie
ſich neuerdings ſehr ablehnend. Ebenſo ſind die Differenzen
wegen der Grenzregulierung noch nicht ſeitigt. Die kirch-
lichen Angelegenheiten und der Schutz der nationalen Minder-
heiten geſtalten ſich zu Problemen, deren Löſung von Tag zu

ag ſchwerer wird. Das polniſche Verſtändnis gerade für die
Forderungen auf eine genügende Anzahl deutſcher Schulen
iſt ſehr gering. Jn dem Unterausſchuß für finanzielle und
Währungsan gelegenheiten wurde auch die Valutafrage erörtert.
Bei dem Umfang der hierbei zu erledigenden Materie jſt jedoch
wenig wahrſcheinlch, daß die Valutafrage in das zu ſchließende
Staatsabkommen ohne weiteres gqufgenommen werden wiro.

Noske für die Generale
An die Redaktion des „Vorwärts“ hat der Reichswehr-

miniſter am 20. d. Mts, folgende Zeilen gerichtet:
„Jm „Vorwärts“ vom 18. Oktober morgens jſt die Verab-

ſchiedung zweier Generale in einer Form angezeigt, von der ich
weit abrücke. Wenn dort von „Herauswerfen s einen und
„im großen Bogen folgen“ des anderen geſprochen wird, ſo
kann ich es nur verurteilen, wenn in einer derartigen Weiſe
von Männern geſprochen wird, deren Auffaffungen und Wege

z 5 m ennen a anreit r e renKriegsdienſte fie aber vor ſolchen Ausdrü ützen müßtenWas den hen Teil der Notig anbelangt, ſo entſcheidet der

äſident die Verabſchiedungvon Offigieren.
der Sia ſich un die Censrsle Graf Walberſee und bon



Halle und Amgebung
Halle, 23 Oktober.

Der beleidigte Bezirks-Bergarbeiterrat
Die Unabhängigen gegen den Braunkohlenarbeitertarif.
Wie nicht anders zu erwarten war, verſucht jetzt der

„erweiterte BezirksBergarbeiterrat“ ſich durch planmäßige
Hetze in den Vordergrund zu drängen, weil ihm bei den geſetz
lichen Tarifver handlungen mit den Arbeitgebern des Mittel-
deutſchen Reviers ſelbſtverſtändlich das Wort entzogen worden
war. Die Tarif gemeinſchaft iſt dann ſchließlich zu
ſtandegekommen, ohne daß die Genoſſen König und Peters als
„Mundanwälte für die benachteiligten Proletarier“ davan teil
zunehmen brauchten. Es iſt ja erklärlich, daß ſich ihr Zorn
jetzt Luft macht und daß der ſo niederträchtig vom „Kapitalis
mus“ behandelte erweiterte Bezirksarbeiterrat (aus angemaß-
tem Amt) den Tarifvertrag nicht anerkennt.

Jſt das nicht lächerlich? Sollte man aus Arbeiterkreiſen
dieſem Theater nicht ein ſchallendes Lachen zollen. Die Epiſtel
im „Volksblatt“ beginnt mit den hochtrabenden Sätzen: „Um
alle entſtandenen Unklarheiten zu beſeitigen, bringen wir
hiermit den mitteldeutſchen Bergarbeitern zur Kenntnis, daß
der Bezirksarbeiterrat Halle an den Verhandlungen über den
Abſchluß eines Tarifvertrages für das mitteldeutſche Braun
kohlengebiet nicht beteiligt geweſen iſt.“

Unkenntnis? Wir meinen, es wurde damals überall und
genügend bekanndgemacht, daß der Bezirksbergarbeitervat (aus an
gemaßtem Amte) die Verhandlungen läſtig ſtörte, ſo daß man
aufhören mußte, um ſich den „Mundanwalt“ abzuſchütteln,
den niemand berufen hatte. Richtig iſt, daß der Bezirksberg
arbeiterrat nicht beteiligt geweſen iſt und zwar war das nur in
der Ordnung. „Jetzt hat ſich“), ſo heißt es im „Volksblatt“
weiter, „der B. B. A. in ſeiner Sitzung am 18. Oktober mit dem
abgeſchloſſenen Tarifvertrag befaßt und hat ihn ver
worfen“. Natürlich fehlen nicht die Worte „Bergwerks-
kapibal“, „Revolutionserrungenſchaften“ und alle dieſe lächer-

Kkchen Phraſen, die der Welt nun ſchon ſeit dem Tage des all
gemeinen Rückſchritts, dem 9. November, vorgeſetzt werden.
„Der geſamte Tarifvertrag erſchwert den Kampf der Verg-
arbeiter um die wirtſchaftliche Gleichberechtigung“ uſw.

Aha: alſo die Arbeit zur Höherentwickelung unſeres geſam-
ten Wirtſchaftslebens, in dem der einzelne nur ein kleines
Rädchen iſt, das aber ſeine Pflicht tun muß, ſoll der ganze Be
trieb nicht darunter leiden, iſt immer noch der Kampf!
Kampf bei der Arbeit, Kampf in den politiſchen Verſamm-
lungen und Kampf, wenn es ſein muß, an der Poſt und in
der Leipziger Straße! Was der Bezirksbergarbeiterrat da, um im
Jargon zu ſprechen, wieder „herausſteckt“, iſt eine neue Kampf
anſage, die er nicht im Intereſſe der Arbeiter in die Welt
ſchreit, ſondern nur aus dem gekränkten Ehrgefühl ſeiner be
leidigten Seele heraus. Und dazu wäre ein neuer Streik, denn
auf einen ſolchen ſoll doch das ganze Theater hinauslaufen, zu
ſchade, abgeſehen davon: daß ein Streik im Braunkohlenrevier
eine Schwächung unſerer Wirtſchaft wäre, die jetzt, zum Win-
terbeginn, außerordentlich ſchwere Folgen haben würde. Doch
das iſt den Unabhängigen ganz einerlei, Politik und Wirtſchaft
werden drüben in einem Topfe gebraut. Sei es wie es ſei,
das fertige Gericht heißt doch immer nur Streik!

Vortrag Reinhold Wulle
Erhielt durch den Vortrag des Grafen Poſadowskhy die

innere Politik des Deutſchen Reiches eine ausführliche Wür-
digung, während der auswärtigen Politik nur einige allge
meine Richtlinien gezogen wurden, ſo ſoll in dem Vortrag des
Herrn Verlagsdirektors Wulle die auswärtige Politik im
Mittelpunkte der Erörterung ſtehen. Seine Rede wird deshalb
eine wertvolle Ergänzung zu den Ausführungen des
Grafen Poſadowsky bilden. Gleich dieſem iſt Herr Wulle ein
Meiſter der deutſchen Sprache und der freien, volkstümlichen
Rede, ſo daß auch dieſer Vortrag, ſchon rein rhetoriſch be
trochtet, von großem Erfolge zu werden verſpricht. Herr Wulle
iſt, wie bekannt ſein dürfte, auch der Vertrauensmann der vater-
ländiſch fühlenden Jugend „deren Zentrale in Verlin er leitet.
Es iſt daher zu erwarten, daß beſonders auch die Kreiſe der
akademiſchen Jugend ſeinen Vortrag werden hören wollen. Daß
er ein vorzüglicher Sachkenner auf dem Gebiete der aus
wärtigen Politik iſt, braucht nur am Rande bemerkt zu
werden.
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Der Vortrag findet abends 84 Uhr
Loologiſchen Gartens ſtatt.

Deutſche Volkspartei
Die deutſche Volkspartei hat in unſerem Wahhlkreisver-

bande mit ihrer Winterarbeit begonnen. Am 20. er. wurden in
mehreren Orten Verſammlungen abgehalten, in denen über das
Thema „Erzberger und Deutſchlands Zukunft
geſprochen wurde. Jm Anſchluß an die Verſammlungen wur-
den an fünf Orten Ortsgruppen gebildet. Die Zahl der
Ortsgruppen, ſowie die Zahl der eingetragenen Mitglieder hat
fich damit im Laufe des letzten Monats um mehr als das
Doppelte vermehrt.

Vor ausſichtlich am 30. cr. wird im Saal des hieſigen
Reformrealghymnaſiums Herr Rechtsanwalt Dr. Cremer aus
Dortmund über das Thema „Das Parteiprogramm der
Deutſchen Volkspartei ſprechen. Weitere Mit-
teilungen werden ſeinerzeit im Jnſeratenteil erfolgen.

im Saale des

Reichswehrminiſter Noske wird der Stadt Halle, wie
wir hören, am 9. November einen Beſuch abſtatten und die
hieſige Garniſon beſichtigen.

—-Mittelalterliche Volksſpiele. Vom ſtädtiſchen Jugendamt
veranlaßt, werden in der Zeit vom 10. bis 13. November d. J.
in der „Saalſchloßbrauerei“ die Haaß-Berkowſchen
nmittelalterlichen Volksſpiele aufgeführt. Durch
die Aufführungen wird Gelegenheit zu einem ſeltenen künſtleri-

ſchen Genuß geboten und ſteht zu hoffen, daß ſich das Jntereſſe,
welches ſich ſchon heute in einem größeren Kreiſe der Bevölke
rung kundgibt, ſtändig zunimmt, um ſo mehr, als die Spiele
jchon in vielen größeren Städten Deutſchlands mit außer-
ordentlichen Erfolgen aufgeführt worden ſind und ein Teil der
Einnahmen zur Deckung von Koſten für den Ferienaufenthalt
armer Halleſcher Schulkinder und zur Unterſtützung vertriebener
Deutſcher Verwendung finden ſoll.

Die Rote Kreuzmedaille iſt der Konzertſängerin und
Muſikpädagogin M. Schmidt- Valentin für ſelbſtloſe
Tätigkeit in der Verwundeten- und Kriegsbeſchädigtenfürſorge
durch Veranſtaltung zahlreicher Konzerte uſw. verliehen worden.

th. Die Verluſte der Reichspoſt durch Diebſtähle. Während
in früheren Jahren die Reichspoſt jährlich etwa 200-350 000
Mark Hecluln dumh und Vallſendauoabejdzädigungen

erlitt, iſt dieſe Zahl jetzt bedeutend gewachſen. Die Verwaltung
rechnet damit, daß bis zum Jahrestag der Revolution 10 Mi llio-
nen Mark an Verluſten durch Diebſtähle entſtanden ſein werden.
Aehnliche Erſcheinungen zeigen ſich bei der Eiſenbahn, hier ſind
die Zahlen von 5 Millionen (Friedensſtand) auf 160 Millionen
Mark (ſeit November 1918 bis jetzt) geſtiegen.

th. Ein Entwurf über die Aufhebung der Portofreiheiten
wird der Nationalverſammlung in Kürze zugehen. Die Ver-
handlungen mit den Reſſorts ſind abgeſchloſſen. Der Entwurf
vegelt auch die Telegrammgebührenfreiheit für Staats
telegramme und das Ablöſungsverfahren der Pehörden aufs neue.

th. Das Ende der Ordenskommiſſion. Die preußiſche
Generalordenskommiſſion wird ihre Tätigkeit Ende März 1920
einſtellen, die noch verbleibenden riehaſe gehen auf das
Staatsminiſterium über.th. Der Haushalt des Staatsminiſtertums wird in der preu
ßiſchen Landesverſammlung nach dem Beſchluſſe des Aelteſten
rats erſt nach der Pauſe in der zweiten Rovemberwoche be-
ſprochen werden. Bei dieſer Gelegenheit wird der Miniſter
präſident ſich über die Entdeckungen der internationalen
kommuniſtiſchen Mordkom miſſion auslaſſen. Das
neugeſchaffene Staglskommiſſarigt für die Ucberwachung der
öffentlichen Ordnung, das die Aufgabe hat Bolſchewismus und
Antiſemitismus zu bekämpfen, wird von den Oppoſitions-
parteien von links und rechts einer lebhaften Kritik unterzogen
werden.

Hofbericht. Der Draht meldet? „Als der Reichspräſident
mit ſeiner Begleitung von der Ausſtellung zurückfuhr, lief an
einer Straßenecke ein Kind vor einen der Wagen, in dem ſich
unter andern Vizepräſident Löbe befand. Der Wagen wurde
ſcharf gebremſt und ſchlug um. Zwei Straßenpaſſanten ſind
ſchwer verletzt. Die Jnſaſſen kamen mit leichteren Verletzungen
davon. Entſetzlich ſchrecklich furchtbar!

Stößen, 20. Oktober. (Verſchiedenes.) Jn Ueber
einſtimmung mit den Beſchlüſſen des Lehrerrabes und der
Lehrervereine dev umliegend en Kreiſe (Raumburg, Zeitz uſw.)
hat auch der Lehrerverein Stößen und Umgegend beſchloſſen, bei
Erteilung von Privatunterrie cht jeder Art einen Mindeſtſatz von
3 Mark für die Stunde feſtzuſehen. Der Arbeitsabſchnitt derhieſigen Zuc gerſabrit hat am vergangenen gente s begonnen.

S Witte nberg, 22. Oktober. Die onfetenz fürJnnere Miſſion) im alt ächſiſchen Kurreette beging am
I0. und 20. Oktober in Wittenberg das Feſt ihres Soiäh
rigen Beſtehens Jn dem durch Aufführung von zwei Bach-
kantaten verſchönten Feſtgottesdienſt pr igte Generalſuper-intendent D. Se höttler- Hie gdeburg in geiſtvoller Weiſe im
Anſchluß an 1. Moſ. 18, 32 über den Sogen der Minderheit.
Bei der am Nachmittag ſtatigehabten Begrüßun gsfeier der inüber Erwarten große r Zahl erſchie ene ne n Bee Feſtggäſte

machten die Berichte verſchiedener Arbeiten der Jnneren
Miſſion einen tieſen Eindruck auf die Hörer. Bei Feſt
verſammlung, die die Aulg des Gymnaſiums bis auf den letztenPlatz füllbve, berichteten Leiter P. Gielen und Obrin Berta
Dahm des Wittenberger Katharinenſtifts, ſowie P. Steinwachs-
Neinſtedt und Bundesagent Zalmeski-Berlin in feſſebnder Weiſe
aus ihren Arbeitsgebieten. Auch die Arbeitstaggung am Mon-
tag erfreute ſich reger Teilahme. Nach dem von dem Schrift
führer der Konferong P. Bertram-Dabrun erſtatteten Feſt
bericht wies Konſiſtorialrat D. Dr. von Rohden-Spören in ſeinem
Vortrage über „Sexugletiſche Aufgaben der Jnneren Miſſion“
beſonders drei dri ngende Aufgaben nach: 1. Bamherzigkeit mit
den Gefallenen, 2. genaue Kenntnis der gleichartigen Beſtre-
bungen auf volkshygieniſcher Grundb age,
beſonders durch die Frauen. An der angeregten Beſprechung,
die weitgehende Zuſtimmung zu den Ausführungen ergab, be
teiligten ſich u. a. D. Scbötvler, W Schenke-Zſchornewitz,
P. MenzelMachde eburg, P. Vorbrodt-Altjeßnitz. Frl. Werner
Wittenberg. Jn der anſchließenden Aus ſchußſißung wurde Sup.
Gckſtädt- Zahna zum ſtellverkreenden, Vorſitzenden ewählt.
Außerdem wur den an Unterſtützungen für Anſtalten uſw. derJnneren Miſſion im Konſere m zgebiet 389 Mk. bewilligt.

d. Halberſtadt, 22. Okt. Ein maskierter Harz-räuber), der es monghelang verſtanden htcet, ſich der Polizei zu
verbergen und fortgeſetzt bei Thale, Suderode und Stecklenberg

r Erholung weilende junge Damen aus Berlin, Brandenburg,Magdeburg Braunſchweig uſw. zu überfallen, zu berauben und
teils an ihnen Sittlichkeitsverbrechen zu begehen, hatte ſich

eſtern vor dem hieſigen Sthwurgerirbt zu be wantworten. Eshandelt ſich um den lange geſuchten Verbrecher Sergann Robert
Seeſe aus Gernwode, Der 32 Jahre alt, unverheiratet und
vielfach vorbeſtraft iſt. Jn We ſtſale n hatte er einen Viehdieb-
ſtahl ausgeführt und war d geworden Von ſeinem Wohn
ſitz bei dem Bruder in Quedlinb urg aus unternahm er dann
ſeine Streifzüge in die Harzwälder. Aus Tannendickichten
heraus ſprang er plötzlich hervor, ſtellte ſich ſeinen Opfern mit
Revolver und Knüppel in der Hand drohend gegenäber und ver
langte Handtaſchen, Geldbörſe und Wertpapiere. Was ihm nichtgefiel, oder Geldbörſen mit zu geringem Jnhalt gab er wirder
duräct. Einer der Beraubten brachte er ſogar ein Taſchentuch
wieder, das dieſe in der Aufregung verloren hatte. Obwohl er
fortgeſ ſetzt mit dem Revolver drohte, hat er doch nie geſchoſſen.
Die Kontoriſtin Hannewiſcher- Berlin, die fortgelaufen wac,
während er ihre Kollegin Bittner in das Gebüſch zog, hatte Hilfe
herbeiholen können, ſo daß das Sittlichkeitsverbrechen, das er
an dieſen beiden Ueberfallenen verüben wollte, nicht zur Aus
führung kam. Dagegen hat er an einer jungen Dame aus Berlin
eien regelrechten Gewaltakt verübt. Jn anderen Fällen iſt ihm
das infolge des Widerſtandes der Ueberfallenen glücklicherweiſe
nicht gelungen. Als der Räuber nach einem weiteren Ueberfallvom Poligeiwacht tmeiſter Florczak-Thale feſtgenommen werden
konnte, fand man bei ihm eine blaue Maske vor, die er ſich bei
der Ausübung der Taten vors Geſicht band. Trotzdem konnte
er nochmal entwiſchen, um am 20. Auguſt endgültig wieder feſt-
genommen zu werden. Vor Gericht beſtritt er alle Schuld und
meinte, daß wohl eine Perſonenverwechſlung vorgekommen ſei.
Nach langer Verhandlung ſprachen die Geſchworenen den mo-
dernen Raubritter der ihm zur Laſt gelegten Raubanfälle, räube
riſchen Erpreſſungen, Notzuchtsverbrechen uſw. für ſchuldig,
worauf er zu 15 Jahren Zuchthaus und 10 Jahren Ehr-
verluſt verurteilt wurde. Wegen vier ähnlicher Fälle, die bei
Blankenburg ausgeführt ſind, hat er ſich demnächſt noch vor dem
Schwurgericht in Braunſchweig zu verantworten.

Magdeburg, 22. Okt. (Das Geſtändnis des
Mörders.) Zu dem Morde in der Sudenburg teilt das

noch folgendes mit: Die Obduktion der Er
mordeten iſt am Dienstag erfolgt und hat ergeben daß FrauHleinau verſchiedene kleine Verletzungen auf dem Kopfe hatte,

die ihr anſcheinerd durch einen ſogenannten Schlagring beige-
bracht ſind und nicht tödlich gewirkt haben. Der Tod iſt ourch
Erwürçen mit der Hand herbeigeführt, was aus den am Halſe
der Leiche befindlichen Druckflecken zu erſehen iſt. Oelze hat ſich
einem Bekannten gegenüber der Tat gerühmt und dieſem er-
zählt, daß er der Frau, als dieſe nichtsahnend die Beitragmarke
in das Mitgliedsbuch geklebt habe einen Schlag von hinten mit
einem Schlagring verſetzte und ſie dann, weil ſie geſchrien habe,
am Halſe würgte. Er hat angeblich die Leiche auch in einer
Wäſchekiepe fort getragen. Es hat den Anſchein, als ob die Tat
von langer Hand durch die beiden Männer vorbereitet war, um
die Foau zu berauben. Beide ſollen ſchon vor ger Zeit auf
ihrer h davon geſprochen haben, daß ſie eine Einkaſſiererin, bei der ſie einen gröſeren vermuteten,

3. Ergiehungsarbeit
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Aktiengeſell ſchaften
Dr. Paul Meyer, A.-G., Verlin. Jn der Generg

kung der Dr Paul Meyer Akt.-Geſ., Berlin, wurböhung des Grundkapitals um 2,5 Millionen auf 6
beſchloſſen. Die neuen Aktien werden je zur n

lektriſchen Licht- und Kraft r ſowie der Ge ſellf eeietteilh Unternehmungen zu 100 Progent S 8 Pro
ſchädigung überlaſſen. Die Aktien nehmen ab 1.
an der Dividende teil.

NiederLauſitzer Kraftwerke Akt.-Geſ., Spremberg g.Geſellſchaft erzielte pro 1918/19 einen Gewinn von 655um welchen Betrag ſich der vorjährige Verlune
720 243 Mk. auf 64 829 Mk. grag

Thüringer Bleiweißfabrik, A.-G., vorm. Anton Eteitwe. Die Verwaltung beantragt 8 Prozent Dividende
6 Prozent Bonus (beides wie im Vorjahr). t

c

v
die g.

Verbandsauflöſung in der Lederinduſtrie. Der
deutſcher Ledertreibriemenfabrikanten iſt,
Liquidation getreten.

Die Frankfurter Frühjarhsmeſſe. Der Meſſeausſ ſchuß
Jnternationalen e e in Frankfurt a. M. hat als Ter
die Frühjahrsmeſſe die Zeit vom 1. bis 10. Mai n. J.
ſicht genommen.

Berliner Börlenberichte
Börſenſtimmungsbild. An der heutigen Vörſe machte

wie wir erfahren

min

in

Aufwärtsbewegung der Jnduſtriewerte jeder Art wiederu um
trächt liche Fortſchritte. Anregung boten außer den
wirkenden Einflüſſen die Zeitungsmeldungen, daß ne
überall, hauptſächlich aber in Oberſchleſien, eine Steiger un
Arbeitsleiſtung deutlich bemerkbar ſei. Hauptfächlichen I.
von der günſtigen Auffaſſung hatten denn auch in erſter g
oberſchleſiſche Hütten- und Bergwerksaktien, von denen d
witzer 10 Prozent, Hohenlohe und Laurghütte 8 Prozenwannen. Von Spezialpapieren ſind Deutſche Waffen ud R
metall mit Beſſerungen von 24 bzw 9 Prozent hervorziß,
Auch Sebiffahrtsaktien ſtiegen vorwiegend, insbeſ ſondere e
Auſtraliſche Dampfſchiffahrtsgeſellſchaft Am Kolonigſot-
markt und in ausländiſchen Werten geſtaltete ſich das Ge
ruhiger, und es traten Beſtrebung n zutage, Gewim- ſicher
vorzunehmen, was ſpäterhin auch auf den übriten d
gebieten der Fall war. Die Wirkung auf die Kursbet »wegungver auf einzelne Werte beſchränkt und führte nicht m
trächtlichen Rückgängen. Jm Gegenteil machte ſich die
Grundtendenz immer wieder von neuem geltend und glightretende Kursverluſte größtenteils wieder aus. Der An gen
gewann auch heute nicht an Lebhaftigkeit und hatte keine des n
lichen Kursänderungen aufzuweiſen.

Produktenbericht. Am Produktenmarkt kam es n
Mangels an Ware zu keinen nennenswerten Geſchäften in
mehr. Für Erbſen halten die Abogeber an ihren außerord
lich hohen Preisforderungen feſt. Hierdurch erhöhte ſich wen
die Nachfrage. Für Peluſchken und Pferdebohnen, die
bezahlt werden, und auch für Wicken erhielt ſich die Feſte
Teurer ſtellen ſich ferner Lupinen, beſonders für kg
qualitäten. Serradella war ruhig. Kleeſaaten waren zu en

Starke Nachfgeſtiegenen Preiſen nur wenig im Handel. frage h
ftand für Runkelrüben und Möhren, während für Kohle Von
wenig Jntereſſe beſtand.

Anszahlungen. terBerlin, 22. iober

Geld Brief GeldHolland 1059, 1060. Frgrreich abgſt. 24, 3
Dänemark 599,25 600,75 Prag 75,15
Schweden 671,75 673,25 Ungarn 25,95Norwegen 634,25 635,75 Spanien 532,
Schweiz 494,50 495,59 Finnland 130.25 GlOeſterreich 26.05 26.15 n len
Im freien Verkehr wurden nicht amtlich ermittet rtung
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Hauptſchrriftleirer Helmu BVolicheVeranwortitch ar Politit Helmut Böttcher ar politiſche Nachts
Volts wirtſchaft und Svort: Hans Heilin für den gefamtende Meyer.

Angeigenteil Vanl Ler en lämntlich in Haße a. S.
Hite Tieſe Du u. Kunſdrugerel, Verjeg dor Halleſgen Zeituvg,

redaktionellen Teil
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